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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RJ 2232/02
Datum 11.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 2711/03
Datum 08.03.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 11.
Juni 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu
erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1951 geborene, aus Kroatien stammende und sich zwischenzeitlich dort
grÃ¶Ã�tenteils aufhaltende KlÃ¤ger hat keinen Beruf erlernt und war zuletzt bis zu
einem Verkehrsunfall im Dezember 1997 als Kraftfahrer mit FÃ¼hrerscheinklasse II
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt (zur nÃ¤heren Feststellung der Einzelheiten wird
auf Blatt 74/88 der SG-Akte Bezug genommen). Hieran schlossen sich
ArbeitsunfÃ¤higkeit bzw. Arbeitslosigkeit an. Von MÃ¤rz bis Mai 2005 nahm der
KlÃ¤ger erfolglos an einer Weiterbildung fÃ¼r langzeitarbeitslose Schwerbehinderte
und Rehabilitanden teil (wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 29 der Rentenakten bzw.
Blatt 107 der SG-Akte). Dem KlÃ¤ger steht ein PKW zur VerfÃ¼gung, der im Hinblick
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auf die BedÃ¼rfnisse des KlÃ¤gers umgebaut wurde (vgl. Blatt 219 der Rentenakte
sowie Blatt 91/94 der SG-Akte und Blatt 80 der LSG-Akte). Aufgrund des
Verkehrsunfalls bezieht der KlÃ¤ger eine Verletztenrente nach einer MdE um 40 vH.

Der KlÃ¤ger beantragte am 22.11.2001 die GewÃ¤hrung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung wegen der Unfallfolgen.

Die von der Beklagten veranlasste Begutachtung (Gutachten Dr. R. vom 11.1.2002)
erbrachte einen Zustand nach Polytrauma 12/97, eine posttraumatische
Gonarthrose rechts, eine Hyperpathie des rechten Oberschenkels nach
Quetschverletzung, blickrichtungsabhÃ¤ngige Doppelbilder beim Blick nach rechts
sowie ein Lumbalsyndrom ohne Wurzelreizsymptomatik und ohne
FunktionseinschrÃ¤nkung bei altersentsprechendem RÃ¶ntgenbefund. Im Rahmen
der Begutachtung gab der KlÃ¤ger an, er gehe jeden Tag in den Wald wandern,
Gehen auf weichem Boden tue gut. Die Leistungsbeurteilung lautete: leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten bei Beachtung weiterer qualitativer
EinschrÃ¤nkungen mehr als sechs Stunden am Tag verrichtet werden.

Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom
24.1.2002 ab.

Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies sie nach weiteren medizinischen
Ermittlungen und Einholung Ã¤rztlicher Stellungnahmen von Dr. R. und Dr. H. mit
Widerspruchsbescheid vom 21.6.2002 zurÃ¼ck.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 3.7.2002 beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) Klage
erhoben, mit der er sein Rentenbegehren weiterverfolgt hat.

Das SG hat den behandelnden OrthopÃ¤den Dr. W. als sachverstÃ¤ndigen Zeugen
befragt. Dieser hat den KlÃ¤ger im Rahmen allenfalls leichtester kÃ¶rperlicher
TÃ¤tigkeiten als unter sechsstÃ¼ndig leistungsfÃ¤hig erachtet.

Sodann hat das SG Beweis erhoben durch Einholung des orthopÃ¤dischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. S. vom 25.1.2003. Dieser hat eine schwere
posttraumatische Pangonarthrose rechts mit Beugekontraktur und erheblicher
BewegungseinschrÃ¤nkung nach Ã�berrolltrauma mit massiver
Weichteilquetschung des Oberschenkels und Kniegelenkes sowie Condylenfraktur
mit Osteosynthese und Hauttransplantationen 12/97, eine posttraumatische
multidirektionale KnieinstabilitÃ¤t rechts, eine schwere posttraumatische narbige
Deformierung des rechten Oberschenkels mit MuskelverschmÃ¤chtigung, einen
Zustand nach OrbitabodentrÃ¼mmerfraktur mit posttraumatisch konstant
vorhandenen Doppelbildern bei Blickwendung nach rechts/rechts oben, eine
posttraumatische GesichtsschÃ¤delasymmetrie, eine posttraumatische
asymmetrische Augenstellung, chronische Lumbalgien, eine posttraumatische
Beugekontraktur des linken Ellenbogens nach kindlicher Fraktur sowie eine
chronische Cervikalgie diagnostiziert. Die LeistungsfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt sei durch die multiplen GesundheitsstÃ¶rungen erheblich
eingeschrÃ¤nkt. Lediglich leichte TÃ¤tigkeiten mit dem Heben und Tragen von
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Lasten bis maximal 5 kg seien mÃ¶glich. Benutzt werden mÃ¼sse linksseitig ein
Handstock. Vorstellbar sei eine wechselweise sitzende und stehende TÃ¤tigkeit,
wobei fÃ¼r das rechte Bein eine Ablage konstruiert werden mÃ¼sse. Zu vermeiden
seien hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Treppensteigen, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten,
Akkord-, FlieÃ�band-, Schicht- und Nachtarbeiten, Arbeiten in KÃ¤lte und unter
WÃ¤rmeeinfluss, Arbeiten unter Einwirkung von Staub, Gas, DÃ¤mpfen und NÃ¤sse
sowie Arbeiten im Freien und mit besonderer Beanspruchung des SehvermÃ¶gens.
Bei Sprachproblemen sei ein Arbeiten mit Publikumsverkehr nicht mÃ¶glich,
ebenfalls nicht mÃ¶glich seien Arbeiten mit besonderer geistiger Beanspruchung
und unter nervlicher Belastung. In Betracht kommende TÃ¤tigkeiten kÃ¶nnten
hÃ¶chstens vier Stunden am Tag verrichtet werden. BetriebsunÃ¼bliche Pausen
seien bei Eintritt von Schmerzen notwendig. Die WegefÃ¤higkeit sei
eingeschrÃ¤nkt. Die LeistungsfÃ¤higkeit sei seit der Klageerhebung im
Wesentlichen unverÃ¤ndert.

Dieser LeistungseinschÃ¤tzung ist die Beklagte unter Vorlage einer Ã¤rztlichen
Stellung des OrthopÃ¤den Dr. R. vom 19.2.2003 entgegengetreten. Darin ist
insbesondere der Annahme einer quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung nicht
zugestimmt worden.

Hierauf hat Dr. S. in seiner ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom
8.5.2003 an seiner Leistungsbeurteilung festgehalten. Wegen der schweren bis
massiven FunktionsstÃ¶rung des rechten Kniegelenkes sei eine mehr als
vierstÃ¼ndige ArbeitsfÃ¤higkeit nicht gegeben und die Wegstrecke sei auf unter
viermal tÃ¤glich 500 Meter gesunken. Pausen benÃ¶tige der KlÃ¤ger wegen der
eintretenden Schmerzen, die auch bei geringfÃ¼giger Belastung nahezu permanent
auftreten kÃ¶nnten.

Dieser Leistungsbeurteilung ist die Beklagte wiederum entgegengetreten und hat
hierzu die Ã¤rztliche Stellungnahme von Dr. K. vom 2.6.2003 vorgelegt.

Das SG hat die Beklagte aufgrund der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 11.6.2003
durch Urteil vom selben Tag unter Aufhebung der rentenablehnenden Bescheide
verurteilt, dem KlÃ¤ger Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung ab dem
1.11.2001 und Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Zeit vom 1.11.2001 bis
zum 31.10.2004 zu gewÃ¤hren und ihm 2/3 der auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen.

Es hat unter Darstellung der fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
Erwerbsminderung erforderlichen Voraussetzungen und der hierfÃ¼r
maÃ�gebenden Rechtsvorschriften sowie unter Darstellung der GrundsÃ¤tze zum
Berufsschutz entschieden, dass der als allenfalls angelernter Arbeiter des unteren
Bereichs einzustufende und damit breit verweisbare KlÃ¤ger auch leichte
TÃ¤tigkeiten nur noch drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne.
Dabei hat sich das SG wegen der schon bei geringer Belastung auftretenden
Beschwerden der LeistungseinschÃ¤tzung eines nur noch unter sechsstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gens im SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. S. angeschlossen,
allerdings entgegen dem Gutachten das Erfordernis betriebsunÃ¼blicher Pausen

                               3 / 7



 

verneint. Die mangelnde WegefÃ¤higkeit sei nicht zu berÃ¼cksichtigen, weil dem
KlÃ¤ger ein auf seine BedÃ¼rfnisse zugeschnittener PKW zur VerfÃ¼gung stehe.
Wegen des Dauercharakters der Erkrankungen bestehe der Anspruch auf Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung wegen des nur noch unter sechsstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gens auf Dauer. Daneben bestehe wegen der Arbeitsmarktlage
Anspruch auf eine zeitlich befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung. Auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde im Ã�brigen wird Bezug genommen.

Gegen das ihr am 4.7.2003 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 11.7.2003
Berufung eingelegt und sich im Wesentlichen auf die Stellungnahmen der von ihr
eingeschalteten Gutachter bzw. Ã�rzte gestÃ¼tzt.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung des orthopÃ¤dischen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. von S. vom 26.4.2004. Dieser diagnostiziert
ein leichtes degeneratives LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom mit Muskelverspannungen
der paravertebralen Muskulatur und belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzen
insbesondere beim BÃ¼cken aufgrund einer Spondylarthrose der unteren
LendenwirbelsÃ¤ule, einen Folgezustand einer supraconylÃ¤ren kindlichen
Humerusfraktur links am linken Ellenbogengelenk mit Konturvermehrung und
deutlicher BewegungseinschrÃ¤nkung, insbesondere mit einem Streckdefizit,
jedoch bisher ohne wesentliche posttraumatische degenerative VerÃ¤nderungen
des Gelenkes selbst, eine posttraumatische Pangonarthrose des rechten
Kniegelenkes mit rÃ¶ntgenologisch teilweise aufgehobenem Gelenkspalt,
erheblicher BewegungseinschrÃ¤nkung gegenÃ¼ber der Gegenseite und
multidirektionaler InstabilitÃ¤t des linken Kniegelenkes, mehrere groÃ�flÃ¤chige
Narben am rechten Oberschenkel nach Weichteilverletzung und plastischer
Deckung mit teils hyperpathischen sowie SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Sinne der
HyposensibilitÃ¤t an der rechten Unterschenkelinnenseite. Auch auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt bestÃ¼nden erhebliche EinschrÃ¤nkungen quantitativer
und qualitativer Art. Denkbar seien ausschlieÃ�lich leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten in wechselnd stehender, gehender und sitzender Arbeitsposition, die
auch selbststÃ¤ndig gewechselt werden kÃ¶nnen mÃ¼sse. Unzumutbar seien
Arbeiten in wechselnder Umgebungstemperatur, in nasskalter Umgebung, Arbeiten
auf rutschigem und unsicherem Untergrund sowie auf Leitern und GerÃ¼sten.
Infolge der Doppelbilder bestÃ¼nden KoordinationsstÃ¶rungen, die einen Einsatz
auf DÃ¤chern und GerÃ¼sten nicht mehr zulieÃ�en. Das Heben und Tragen von
Lasten sei auf maximal 5 kg beschrÃ¤nkt. Selbst unter Beachtung dieser
EinschrÃ¤nkungen sei das RestleistungsvermÃ¶gen auf unterhalbschichtig
gesunken, es werde auf vier Stunden tÃ¤glich geschÃ¤tzt. Eine lÃ¤ngerfristige
ArbeitsfÃ¤higkeit sei in Anbetracht der erheblichen LeistungseinschrÃ¤nkung und
der damit verbundenen raschen ErmÃ¼dbarkeit nicht zumutbar. An besonderen
Arbeitsbedingungen sei ein in HÃ¶he und Neigung verstellbares Schreibpult sowie
ein die LendenwirbelsÃ¤ule unterstÃ¼tzender Stuhl erforderlich. Der KlÃ¤ger
mÃ¼sse immer in der Lage sein, sein rechtes Bein hoch zu lagern und abzustellen.
Die WegefÃ¤higkeit sei erheblich eingeschrÃ¤nkt. Die festgestellte
LeistungseinschrÃ¤nkung bestehe seit Jahren und habe sich nicht mehr wesentlich
verÃ¤ndert.
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Dieser LeistungseinschÃ¤tzung tritt die Beklagte unter Vorlage einer weiteren
Ã¤rztlichen Stellungnahme von Dr. K. vom 2.7.2004 entgegen. Darin wird
bezÃ¼glich des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt,
dass der KlÃ¤ger auch mehrstÃ¼ndiges Sitzen aufgrund sÃ¤mtlicher dargestellter
Befunde durchfÃ¼hren kÃ¶nne, wenn er die MÃ¶glichkeit habe, im Sitzen die
Streck- bzw. Beugestellung des rechten Kniegelenkes frei zu wÃ¤hlen, wobei ein
Hochlagern des rechten Beines sicherlich als angenehm empfunden werde, jedoch
keinesfalls erforderlich sei, zumal UmlaufstÃ¶rungen im rechten Bein ausdrÃ¼cklich
ausgeschlossen worden seien.

In seiner ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 26.8.2004 hebt Dr. von
S. demgegenÃ¼ber entscheidend auf die Schmerzsymptomatik des KlÃ¤gers ab. Es
sei typisch fÃ¼r Arthrosen, dass sie je nach WitterungsverhÃ¤ltnissen und der
Tagesform zu mehr oder weniger starken Beschwerden fÃ¼hrten, die sich dann
ihrerseits in einer mehr oder weniger stark ausgeprÃ¤gten Steh- und
GehunfÃ¤higkeit niederschlagen wÃ¼rden.

Dagegen wendet sich wiederum Dr. K. in seiner weiteren Stellungnahme vom
27.9.2004. Die Beschwerden im Bereich des rechten Kniegelenkes seien bei einer
Ã¼berwiegend sitzenden TÃ¤tigkeit ohne Einfluss auf das quantitative
LeistungsvermÃ¶gen. Das auch von Dr. von S. als leicht eingestufte degenerative
WirbelsÃ¤ulensyndrom stehe einer Ã¼berwiegend sitzenden TÃ¤tigkeit ebenfalls
nicht entgegen.

Mit Beschluss vom 28.12.2005 hat der Senat im Hinblick auf den Ã¼berwiegenden
Aufenthalt des KlÃ¤gers in Kroatien die Deutsche Rentenversicherung N.-O
beigeladen. Ferner hat der Senat im Hinblick auf einen eventuellen Berufsschutz
des KlÃ¤gers als mÃ¶gliche VerweisungstÃ¤tigkeit die eines PfÃ¶rtners benannt.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 11. Juni 2003 abzuÃ¤ndern und die
Klage in vollem Umfang abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er erhÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens
wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die Rentenakten der Beklagten
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz [SGG]), ist zulÃ¤ssig, jedoch in der Sache nicht begrÃ¼ndet.
Der KlÃ¤ger, der seinerseits das Urteil des Sozialgerichts nicht angefochten hat, hat
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, weil er auch zur
Ã�berzeugung des Senats auÃ�erstande ist, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Zutreffend hat das Sozialgericht die Beklagte danach auch zur GewÃ¤hrung
einer zwischenzeitlich abgelaufenen Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Zeit
verurteilt.

Wegen der fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
erforderlichen Voraussetzungen und der hierfÃ¼r maÃ�gebenden
Rechtsvorschriften nimmt der Senat auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen in der
angefochtenen Entscheidung Bezug und sieht, nachdem er dem Sozialgericht auch
sonst folgt, von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 153
Abs. 2 SGG).

ErgÃ¤nzend ist lediglich anzufÃ¼hren, dass auch die vom Senat durchgefÃ¼hrte
Sachverhaltsermittlung in Form einer weiteren orthopÃ¤dischen Begutachtung
durch Dr. von S. das vom Sozialgericht gefundene Ergebnis bestÃ¤tigt. Nach der
Ã¼bereinstimmenden Beurteilung beider SachverstÃ¤ndiger stehen beim KlÃ¤ger
im Vordergrund der leistungseinschrÃ¤nkenden Befunde eindeutig die schweren
und schmerzhaften posttraumatischen SchÃ¤den des rechten Oberschenkels und
Kniegelenkes, deren Auswirkungen die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht nur
qualitativ, sondern auch quantitativ einschrÃ¤nken. MaÃ�gebend dafÃ¼r und ganz
entscheidend ist die Schmerzsymptomatik, die auf neuropathischen Ursachen
beruht und daher zwar unter Belastung noch zunimmt, letztlich aber dauerhaft und
auch in Ruhe vorhanden ist. Die beim KlÃ¤ger objektiv und unbestritten
vorliegenden Befunde erklÃ¤ren diese Schlussfolgerung aus sich heraus, weshalb
an den Nachweis einer schmerzbedingten LeistungseinschrÃ¤nkung in seinem Fall
nicht die selben Anforderungen zu stellen sind wie z.B. im Falle einer somatoformen
SchmerzstÃ¶rung, die wesentlich dadurch gekennzeichnet ist, dass sie oftmals
kÃ¶rperlich gerade nicht begrÃ¼ndbar ist (vgl. Empfehlungen fÃ¼r die
sozialmedizinische Beurteilung psychischer StÃ¶rungen, Hinweise zur
Begutachtung, Stand Oktober 2001, Nr. 3.6.5). Im Gegensatz zum Ã¤rztlichen
Dienst der Beklagten haben sich die GerichtssachverstÃ¤ndigen anlÃ¤sslich der
Begutachtungsuntersuchungen einen unmittelbaren Eindruck vom
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers verschaffen kÃ¶nnen, weshalb der Senat ihrer
Beurteilung folgt, welche im Ã�brigen auch mit der des behandelnden OrthopÃ¤den
Dr. W. Ã¼bereinstimmt, der vom Sozialgericht als sachverstÃ¤ndiger Zeuge
gehÃ¶rt worden ist.

SchlieÃ�lich stÃ¼tzt der Senat seine Entscheidung auch und nicht unwesentlich auf
das Ergebnis der vom KlÃ¤ger im MÃ¤rz 2005 begonnenen und am 11.5.2005 aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden abgebrochenen Weiterbildung fÃ¼r langzeitarbeitslose
Schwerbehinderte und Rehabilitanden. Obwohl ihm dabei ausschlieÃ�lich leichte
TÃ¤tigkeiten Ã¼bertragen worden waren und er diese in freier Einteilung bei
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wechselnder KÃ¶rperhaltung ausÃ¼ben konnte, hat der praktische Arbeitsversuch
erwiesen, dass jedenfalls ab einer vierstÃ¼ndigen ArbeitstÃ¤tigkeit das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers schmerzbedingt erschÃ¶pft war. Dies deckt sich
mit der EinschÃ¤tzung der SachverstÃ¤ndigen Dr. S. und Dr. von S â�¦

Bei dem vom Senat gefundenen Ergebnis kann schlieÃ�lich offen bleiben, ob das
GehvermÃ¶gen des KlÃ¤gers rentenrechtlich relevant eingeschrÃ¤nkt ist.

Die Berufung der Beklagten hat somit keinen Erfolg, weshalb diese
zurÃ¼ckzuweisen ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 06.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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